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Vorwort

Sehr geehrte Damen und Herren,
liebe Freund des LACDJ Hessen,

3

diese aktuelle Ausgabe der Info-Rechtspolitik könnte den Namen „Nachwahlausgabe“ gut 
tragen. Nicht nur Bundes- und Landtagswahl liegen unmittelbar zurück. Auch unsere eige-
ne Jahreshauptversammlung hat knapp eine Woche nach dem „Superwahlsonntag“ einen 
neuen Vorstand gewählt.

Auch wenn einige Worte zu den Wahlen angebracht sind, möchte ich mich doch beschrän-
ken. Denn auf Grund der Ergebnisse in Berlin und Wiesbaden befinden sich alle Parteien 
auf Tuchfühlung und die möglichen Ereignisse jeden Tages könnten jedes Wort bereits 
vor Drucklegung wieder veralten lassen. Eines kann aber nicht negiert werden: Die CDU 
hat bei beiden Wahlen sehr gut abgeschnitten. Unserer Kanzlerin Dr. Angela Merkel ist 
es dabei sogar fast gelungen eine absolute Mehrheit im Deutschen Bundestag zu errin-
gen. Nach dem Ausscheiden der FDP aus dem Bundestag sehe ich es als Aufgabe für die 
CDU/CSU-Fraktion diesen Wählerbereich möglichst weit mit anzusprechen. Gerade im 
Hinblick auf die Europawahl im Mai des nächsten Jahres ist es nötig, den Wählerinnen und 
Wählern ein klares und deutliches Bild des gewünschten Weges zu zeichnen. Denn dem 
Populismus einer AfD dürfen nicht zu viele Menschen auf dem Leim gehen.

In diese Ausgabe widmen sich unser Innenminister Boris Rhein der Neuausrichtung des 
Verfassungsschutzes und der Bundesvorsitzende der CDA Karl-Josef Laumann geht auf 
die die Frage ein, ob Deutschland eine Lohnuntergrenze benötigt. Von der Frankfurter 
Stadträtin Prof. Dr. Daniela Birkenfeld stammt ein Artikel über das Haus des Jugendrechts 
mit einem Ausblick auf die geplante zweite Einrichtung dieser Art in Frankfurt. Schließlich 
berichtet noch Jörg Frank von einer Sitzung des BACDJ in Berlin mit Dr. Heiner Geißler 
und dem Thema Bürgerbeteiligung sowie über einen Vertrag von Bundesinnenminister 
Dr. Hans-Peter Friedrich über aktuelle Bedrohungslagen.

Ich wünsche eine angenehme Lektüre, 
Ihr

Hartmut Honka MdL
Vorsitzender des LACDJ Hessen
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Das Gesetz über das Landesamt 
für Verfassungsschutz datiert vom 
23. Juli 1951. Als die Behörde im Mai 
2011 in einem Festakt das 60-jäh-
rige Bestehen feierte, geschah das 
noch in Unkenntnis der Mordserie des 
sogenannten „Nationalsozialistischen 
Untergrunds“ und der Fehler und Ver-
säumnisse der Sicherheitsbehörden 
in diesem Zusammenhang.

In den damals betrachteten 60 Jah-
ren hatte sich die gesellschaftliche 
und politische Ausgangs- und Auf-
tragslage eines Nachrichtendienstes 
bereits entscheidend verändert. Im 
Gründungsjahr 1951 und den darauf 
folgenden Jahrzehnten standen der 
Ost-West-Konfl ikt und die Spionage-
abwehr weit im Vordergrund. Organi-
sierte Kriminalität, Wirtschaftsschutz, 
islamistische Bedrohung: keine The-
men der siebziger und achtziger Jah-
re. Und wer hat Anfang der neunziger 
Jahre an die Möglichkeit einer rechts-
extremistischen Terrorzelle gedacht? 

Die Bedrohungslage der freiheitli-
chen Gesellschaft und Verfassungs-
ordnung verschob sich massiv bereits 
Anfang / Mitte der neunziger Jahre mit 
dem Ende des kalten Krieges und des 
staatlich verfassten Kommunismus 
im ostdeutschen und in den osteuro-
päischen Unrechtsregimen. Im Inland 
lösten sich die festen Strukturen des 
linken Terrorismus langsam auf, ne-
ben der Änderung globaler Rahmen-
bedingungen übrigens ein Erfolg jah-
relanger Aufklärung und Verfolgung 
durch die deutschen Sicherheitsbe-
hörden. 

Als zentrales weltgeschichtliches Er-
eignis veränderte der Terroranschlag 
auf das World Trade Center am 
11. September 2001 den Auftrag der 
Sicherheitsbehörden. Die Be-drohung 
durch den islamistischen Terrorismus 
trat weit in den Vordergrund der Arbeit 
der Verfassungsschutzbehörden. Das 

war nicht nur eine neue inhaltliche, 
sondern eine neuartige strukturell-
organisatorische Herausforderung. 
Staatlich organisierte Bedrohung 
der freiheitlichen Verfassungsord-
nung wich der nicht-staatlichen, religi-
ösen und häufi g individuellen Radika-
lisierung Heutzutage fi nden  religiös 
motivierte Radikalisierungen einzel-
ner Personen über das Internet und 
über Auslandsreisen in Krisengebie-
te innerhalb weniger Monate, manch-
mal sogar innerhalb weniger Wochen 
statt. Dieser Wandel der Bedrohungs-
lage wird in den letzten zwanzig Jah-
ren fl ankiert durch die enorme Be-
deutung des Internets. Die weltweite 
Vernetzung und grenzenlose Kom-
munikationsmöglichkeit ist eine der 
größten sicherheitspolitischen Her-
ausforderungen. 

Alles das ist in nur zwanzig Jahren ge-
schehen. Die fundamentalen Verän-
derungen der globalen Rahmenbedin-
gungen wurden ab Mitte der 2000er 
Jahre durch erhebliche organisato-
rische Anpassungen im Landesamt 
für Verfassungsschutz begleitet. Ein 
Großteil der Kraft wurde auf die Be-
kämpfung islamistisch-salafi stischer 
Strukturen verwandt, und zwar mit 
Erfolg. Parallel wurden die taktischen 
Fähigkeiten des Amtes im Bereich der 
Internetauswertung und der techni-
schen Observation stark ausgeweitet. 
Hessen stand und steht hier im bun-
desweiten Vergleich an der Spitze.

Eine der wichtigsten Herausforderun-
gen bestand und besteht in der Imple-
mentierung einer anderen Kommuni-
kationskultur. In den Zeiten des kalten 
Krieges war die Geheimhaltung gera-
dezu das Mantra eines Nachrichten-
dienstes. Man war auch angesichts 
von Gegenspionage selbst gegen-
über dem Zimmernachbarn verschlos-
sen. Die Informationen fl ossen häufi g 
nur von unten nach oben und weniger 
horizontal oder im Austausch mit an-

deren Behörden. Das mag neben den 
geschilderten veränderten Rahmen-
bedingungen und der Neuartigkeit 
des Phänomens „Rechtsterrorismus“ 
einer der Gründe gewesen sein, war-
um auch die Verfassungsschutzämter 
die Täter und Strukturen des „Natio-
nalsozialistischen Untergrunds“ nicht 
entdeckt haben.

Hier bleibt ein Umdenken erforder-
lich und sind auch die Strukturen ei-
ner neuen Kommunikationskultur an-
zupassen. Zum einen in der Behörde 
im Rahmen der Auswertung der Infor-
mationsmedien. Informationen müs-
sen nicht nur auf die Verwendbarkeit 
im eigenen, sondern auch im benach-
barten Zuständigkeitsbereich erkannt 
und weiter gegeben werden. Das ist 
sicherlich nichts, was durch ein kurz-
fristiges Projekt umgesetzt werden 
kann, sondern erfordert immerwäh-
rende Anstrengung der Mitarbeiterin-
nen und Mitarbeiter. 

Abgesehen von einer offenen inter-
nen Kommunikationskultur kommt 
es ganz maßgeblich auf den Infor-
mationsaustausch zwischen den Si-
cherheitsbehörden an. Hier gab es im 
Hinblick auf die Mordserie des NSU 
in den neunziger Jahren sicher Ver-
säumnisse. Allerdings gab es auch 
erste Reaktionen der Politik, etwa 
die Einrichtung gemeinsamer Sicher-
heitszentren, Ende 2004 mit dem 
GTAZ beim Bund und im Jahr 2006 
mit dem GIAZ hier in Hessen. Aller-
dings sind auch beim notwendigen 
Austausch der Sicher-heitsbehörden 
die rechtlichen Rahmenbedingungen 
zu beachten. Der Datenaustausch 
hat Grenzen. Das Bundesverfas-
sungsgericht hat sich in seinem Ur-
teil zur Anti-Terror-Datei in diesem 
Jahr damit befasst. Zusammen müs-
sen Bund und Länder nun einen ab-
wägenden Weg zwischen den Anfor-
derungen des Datenschutzes, des 
Trennungsgebots und den sicher-

von Boris Rhein,
Innenminister
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heitspolitischen Herausforderungen 
fi nden. Die gemeinsame Diskussion 
mit folgenden gesetzgeberischen Ak-
tivitäten hat begonnen.

Ich selbst habe im Winter 2012 als 
einer der ersten deutschen Verfas-
sungsschutzminister ein verwal-
tungsinternes Projekt beauftragt, die 
drängenden Fragen nach der richti-
gen Aufstellung des Landesamtes 
aufzuarbeiten. Das Projekt beschäf-
tigte sich in sieben Arbeitsgrup-
pen mit Aus- und Fortbildung, Prä-
vention, dem Einsatz und Führung 
von V-Leuten, der Zusammenarbeit 
von Verfassungsschutz und Polizei, 
dem Internet und auch den internen 
Verwaltungsabläufen. Die Arbeits-
gruppen bestanden aus Beschäf-
tigten des Landesamts für Verfas-
sungsschutz, des Ministeriums und 
der Polizei. Am 15. Juli 2013 haben 
der damalige Leiter des Projek-
tes und heutige Abteilungsleiter II, 
Dr. Wilhelm Kanther, und ich die Er-
gebnisse des Projekts im Hessischen 
Landtag der Öffentlichkeit vorgestellt. 

Ich habe gerade in den letzten bei-
den Jahren immer wieder aus-

drücklich erklärt, dass ich trotz der 
bekannt gewordenen Versäumnis-
se ohne Zweifel hinter dem hessi-
schen Verfassungsschutz stehe. Die 
freiheitliche Gesellschaft muss Aus-
maß und Vorgehen der Gegner ih-
rer demokratischen Verfassungs-
ordnung kennen. Der Einsatz eines 
Inlandsnachrichtendienstes stellt alle 
politisch Verantwortlichen jeden Tag 
erneut vor große Herausforderungen. 
Das gilt besonders für den Einsatz 
von V-Leuten im Verfassungsschutz. 
Aber ohne diese Form der verdeck-
ten Ermittlung kann man die Geg-
ner der freiheitlich demokratischen 
Verfassungsordnung nicht erkennen 
und bekämpfen. Recherchen im In-
ternet und die Auswertung von Print-
medien sind sicher die Hauptinstru-
mente eines Nachrichtendienstes. 
Aber ganz konspirative Informationen 
bekommt man eben nur durch den 
Einsatz von V-Leuten. Daran än-
dert sich auch in Zukunft nichts: Wer 
den Einsatz von V-Leuten im 
Verfassungsschutz ablehnt, der 
ist gegen den Verfassungsschutz 
insgesamt. Das Projekt Neuaus-
richtung hat gezeigt, dass man 
aber auch hier die Vorgehens-

weisen optimieren kann. So ist 
der V-Leute-Einsatz im Verfassungs-
schutzverbund besser abzustimmen. 
Ganz klar unterstütze ich die Arbei-
ten des Bundes zur Einrichtung einer 
zentralen V-Leute-Datei aller Verfas-
sungsschutzbehörden. 

Außerdem ist mir eine gute Ausbil-
dung der Beschäftigten im hessi-
schen Verfassungsschutz wichtig. 
Hessen arbeitet an einer eigenstän-
digen Ausbildung für Mitarbeiterin-
nen und Mitarbeiter im Verfassungs-
schutz. Am sinnvollsten ist es, wenn 
hessische Beamtenanwärterinnen 
und -anwärter an der Verfassungs-
schutzausbildung des Bundes teil-
nehmen können. 

Nicht zuletzt hat das Projekt bestä-
tigt, wie wichtig eine gute interne Ver-
waltungskontrol-le auch beim Verfas-
sungsschutz ist. Es reicht sicher nicht, 
die guten Ideen nur aufzuschreiben. 
Sie müssen umgesetzt und der Um-
setzungsstand regelmäßig überprüft 
werden. Dazu gibt es im Landesamt 
für Verfassungsschutz eine Innenre-
vision, auf die in den nächsten Jahren 
sicher viel Arbeit zukommt. 

Lange waren wir in der Union der Auf-
fassung: Lohnfi ndung, das ist allein 
Sache der Tarifvertragsparteien. Und 
das hat über Jahrzehnte hinweg auch 
gut funktioniert. Doch mit dem bishe-
rigen Instrumentarium allein stößt die 
Tarifautonomie an ihre Grenzen.

Dass der Arbeitsvertrag kein frei-
er Vertrag ist, wussten schon Papst 
Leo XIII. und Bischof Ketteler im 
19. Jahrhundert. Ein einzelner Arbeit-
nehmer, der für seine Existenzsiche-
rung auf bezahlte Arbeit angewiesen 
ist, ist nicht in der Lage, mit dem Ar-
beitgeber auf Augenhöhe einen fai-
ren, gerechten Lohn auszuhandeln. 

Der Arbeitnehmer ist dem Arbeitge-
ber strukturell unterlegen.

Die Antwort der Christlich-Sozialen 
auf diese strukturelle Unterlegenheit 
waren weder Klassenkampf noch 
staatliche Lohnfestsetzung, son-
dern Koalitionsfreiheit, Tarifautono-
mie, Streikrecht. Durch die Möglich-
keit des Zusammenschluss ist die 
Verhandlungsmacht der Arbeitneh-
merinnen und Arbeitnehmer gestärkt 
worden. 

In der Bundesrepublik Deutschland 
fi ndet dieser Grundgedanke seinen 
Niederschlag in dem Artikel 9 (Absatz 

3) des Grundgesetzes, aber auch in 
den Regelungen des Tarifvertrags-
gesetzes. Das im Tarifvertragsgesetz 
kodifi zierte Günstigkeitsprinzip ver-
hindert Abweichungen vom Tarifver-
trag „nach unten“, der Paragraph 77 
Absatz 3 des Betriebsverfassungs-
gesetzes stellt klar, dass Löhne und 
sonstige Arbeitsbedingungen nicht 
Gegenstand einer Betriebsvereinba-
rung sein dürfen. Löhne auszuhan-
deln ist nicht Sache der Betriebsräte. 
Denn zu Lohnverhandlungen gehört 
das Streikrecht, und wir wollen kei-
nen tarifpolitischen Häuserkampf.

Die Lohnfi ndung gehört auf die 

von Karl-Josef Laumann, MdL,
Bundesvorsitzender der CDA

Lohnuntergrenze – eine Regelung im Geiste der Tarifautonomie.
Braucht Deutschland eine Lohnuntergrenze?
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Ebene von Gewerkschaften, Arbeit-
geberverbänden und gegebenenfalls 
einzelnen Arbeitgebern. Das ist auch 
Ausdruck unseres Verständnisses 
von Subsidiarität. 

Inzwischen hat sich gezeigt: Ein 
rechtlicher Rahmen, der Koalitions-
freiheit und Tarifautonomie sichert 
und zugleich die Lohnfi ndung von der 
betrieblichen Ebene fernhält, ist not-
wendig, aber nicht hinreichend, um 
die Weichen für Lohngerechtigkeit zu 
stellen.

Denn Tarifautonomie ist eine freiwilli-
ge Veranstaltung. Zur Koalitionsfrei-
heit gehört auch die negative Koa-
litionsfreiheit. Weder Arbeitnehmer 
noch Arbeitgeber können zur Mitglied-
schaft in ihren jeweiligen Verbänden 
gezwungen werden. Zwar können ta-
rifvertragliche Regelungen durch All-
gemeinverbindlicherklärungen auch 
auf nicht-tarifgebundene Arbeitgeber 
bzw. Arbeitnehmer erstreckt werden; 
aber die Hürden dafür liegen hoch. 
Tarifautonomie ohne mitgliederstar-
ke Verbände funktioniert nicht. Doch 
die Gewerkschaften haben – auch 
verursacht durch den Wandel der 
Arbeitswelt und die teilweise Aufl ö-
sung großindustruieller Strukturen – 
zunehmend Probleme, Beschäftigte 
zu organisieren. Und auch weniger 
Arbeitgeber sind Mitglied in Arbeit-
geberverbänden (oder wenn sie Mit-
glied sind, entscheiden sich viele von 
ihnen für die Mitgliedschaft ohne Ta-
rifbindung). Der abnehmende Orga-
nisationsgrad auf beiden Seiten hat 
zu einem deutlichen Rückgang der 
Tarifbindung geführt. So arbeiteten 
2010 laut einer Erhebung des Insti-
tuts für Arbeitsmarkt- und Berufsfor-
schung (IAB) der Bundesagentur für 
Arbeit noch 56 Prozent der westdeut-
schen und 37 Prozent der ostdeut-
schen Beschäftigten in Betrieben, die 
einem Branchentarifvertrag unterlie-
gen – 1996 betrugen die Werte noch 
70 Prozent (Westen) und 56 Prozent 
(Osten). 

Diese Entwicklung hat es nicht nur 
schwieriger gemacht, faire Löhne 
für die Beschäftigten durchzusetzen. 
Vielmehr können Tarifverträge auch 

nur noch in einem geringeren Maße 
als früher ihre Friedens- und Ord-
nungsfunktion erfüllen. Die kollektive 
Vereinbarung soll ja gerade verhin-
dern, dass der Unternehmer gegen-
über seinen Konkurrenten die Nase 
vorn hat, der die niedrigsten Löhne 
zahlt. Sondern wer die besten Pro-
dukte und die pfi ffi gsten Ideen hat, 
soll sich im Wettbewerb durchsetzen. 
Das ist leider seit langem nicht mehr 
so. Immer mehr Arbeitgeber wollen 
sich durch Dumpinglöhne Vorteile 
verschaffen. 

Und die Politik hat diese Entwicklung 
noch befeuert – insbesondere durch 
die „Agenda 2010“ der rot-grünen 
Bundesregierung.

Die Ergebnisse können auf dem Ar-
beitsmarkt besichtigt werden: Etwa 
ein Fünftel der Beschäftigten arbeitet 
im Niedriglohnbereich: 4,1 Millionen 
Menschen arbeiten für Löhne unter 
sieben Euro pro Stunde, und fast ein-
einhalb Millionen Menschen bekom-
men nicht einmal fünf Euro Stunden-
lohn. Diese Entwicklung wurde durch 
eine Reihe von branchenbezogenen 
Mindestlöhnen – angefangen vom 
Bauhauptgewerbe bis hin zu Gebäu-
dereinigern, zur Abfallwirtschaft und 
zur Pfl ege – nicht aufgehalten. Und 
das Mindestarbeitsbedingungenge-
setz, in der Großen Koalition noch als 
der Königsweg zur Lösung des Pro-
blems angesehen, hat nicht in einer 
einzigen Branche für gerechte Löhne 
gesorgt. Es ist eine gesetzespoliti-
sche Leiche.

Deshalb ist die Christlich-Demokrati-
sche Arbeitnehmerschaft im Sommer 
2011 zu der Überzeugung gelangt: 
Wir brauchen eine untere Lohngren-
ze, die für alle gilt. Nur so lässt sich 
Lohndumping wirksam verhindern. 
Dafür haben wir uns auch in der CDU 
eingesetzt – mit Erfolg: Auf dem Par-
teitag im November 2011 ist die Par-
tei unserer Forderung nach Einfüh-
rung einer allgemeinen, verbindlichen 
Lohnuntergrenze gefolgt.

Dabei wollen wir mit der CDU eine 
Regelung im Geiste der Tarifautono-
mie: So soll diese untere Lohnunter-

grenze nicht politisch vorgegeben, 
sondern von einer paritätisch mit Ar-
beitnehmer- und Arbeitgebervertre-
tern besetzten Kommission festge-
legt werden. Diese Kommission soll 
auch einzelne Differenzierungen be-
schließen können. Dabei ist aber klar: 
Die CDU hat sich für eine allgemei-
ne Lohnuntergrenze ausgesprochen, 
von der einvernehmlich zwischen Ar-
beitnehmern und Arbeitgebern auch 
einige wenige Abweichungen festge-
legt werden können. Die Partei hat 
sich gerade nicht für eine Vielzahl 
nach Branchen und Regionen diffe-
renzierter Mindestlöhne entschieden. 
Ich bin davon überzeugt: Das ist auch 
richtig so. Denn ein Flickenteppich 
mit vielen verschiedenen Mindestlöh-
nen wäre nicht nur unpraktikabel. Es 
wäre auch kaum möglich, dass sich 
auch im Bewusstsein der Menschen 
eine Lohnuntergrenze als Norm fest-
setzt.

Wenn die Kommission, die sich auf 
die Lohnuntergrenze verständigen 
soll, paritätisch mit den Vertretern der 
Tarifvertragsparteien besetzt ist, stellt 
sich die Frage: Was ist, wenn sich 
beide Seite nicht einigen?  Was ist 
bei einem Patt? – Eine Arbeitsgrup-
pe der CDU/CSU-Bundestagsfraktion 
hat im Frühjahr dieses Jahres einen 
Vorschlag für einen Konfl iktlösungs-
mechanismus gemacht. Es muss si-
chergestellt sein, dass keine Seite die 
Verhandlungen ins Leere laufen las-
sen kann.

Mindestlohnregelung im Geiste der 
Tarifautonomie: Das heißt auch, dass 
wir keine bestehenden Tarifverträ-
ge verdrängen wollen. Natürlich ge-
hen wir davon aus, dass keine Ge-
werkschaft sich darauf einlassen 
wird, neue Tarifverträge mit Löhnen 
unterhalb der Lohnuntergrenze ab-
zuschließen. Alte Tarifverträge, die 
längst gekündigt worden sind und nur 
noch nachwirken, sollen nur für eine 
Übergangszeit die Grundlage für Ab-
weichungen von der Lohnuntergren-
ze bilden dürfen; die Fraktion spricht 
von 18 Monaten. Und natürlich muss 
sichergestellt werden, dass die allge-
meine Lohnuntergrenze nicht durch 
Gefälligkeitstarifverträge unterlaufen 



Landesarbeitskreis ChristLiCh-demokratisCher Juristen hessen

7

wird – so, wie wir es bei der Leiharbeit 
erlebt haben. Dort steht der Grund-
satz „gleicher Lohn für gleiche Arbeit 
am gleichen Ort“ seit langem im Ge-
setz – allerdings verbunden mit einer 
Tariföffnungsklausel. Eine unselige 
Tarifkonkurrenz hat in der Leiharbeit 
zu erheblichen Verwerfungen geführt, 
die nur schrittweise und mühsam von 
den Arbeitsgerichten, den mitglieder-
starken Tarifvertragsparteien und der 
Politik wieder behoben werden. Eine 
solche Entwicklung darf sich im Be-

reich Lohnuntergrenze nicht wieder-
holen.

Wir müssen schnell handeln – am 
besten noch in dieser Wahlperiode. 
Und wenn daswegen der Verweige-
rung der FDP nicht mehr zu schaf-
fen ist, muss die Lohnuntergrenze im 
Wahlprogramm der Union verankert 
und nach der Bundestagswahl zügig 
umgesetzt werden.

Seit 2005, dem Amtsantritt von 

Bundeskanzlerin Merkel, haben wir 
eine überaus positive Entwicklung 
auf dem Arbeitsmarkt zu verzeich-
nen. Einem Spitzenwert von über 
fünf Millionen Arbeitslosen zu Zei-
ten Gerhard Schröders steht eine 
aktuelle Arbeitslosenzahl von unter 
drei Millionen gegenüber. Nun müs-
sen wir darauf hinwirken, dass nicht 
nur möglichst viele Menschen Arbeit 
haben – sondern gute und gutbezahl-
te Arbeit. Dazu gehört die Lohnunter-
grenze. 

Über aktuelle Bedrohungslagen 
durch religös motivierte Straftaten 
und Internetkriminalität informerte 
Bundesinnenminsiter Dr. Hans-Peter 
Friedrich bei der Mitgliederversamm-
lung des BADCJ am 17. Mai 2013 im 
Berliner Konrad-Adenauer-Haus.

Vielen Bürgern seien die Sicher-
heitsbedrohungen durch junge, is-
lamistisch radikalisierte Menschen 
und durch salafi stische Strukturen in 
der Bundesrepoblik nicht bewusst, 
meinte der Minister. Jährlich wan-
derten zwischen 500 und 700 junge 
Menschen aus Deutschland in isla-
mische Länder und Regionen aus 
und es gäbe starke Anhaltspunkte 
dafür, dasss ein großer Teil dieser 
Menschen nicht nur religiös radika-
lisiert, sondern auch für Terrorakte 
ausgebildet würde. Irgendwann wol-
len diese derart ausgebildeten Men-
schen wieder nach Deutschland zu-
rück und es gälte zu verhindern, dass 
nach deren Rückkehr Straftaten bei 
uns verübt würden. Voraussetzung 
dafür wären Kontrollen, wenn eine 
Einreise bevorstünde. Dies erforde-
re eine enge Zusammenarbeit aller 
Sicherheitsbehörden. Innenminister 
Dr. Friedrich wünscht sich ein Sys-
tem nach US-Vorbild. Das begänne 
mit einer Online-Anmeldung vor der 
Einreise. Dadurch lasse sich die IP-
Adresse zurückverfolgen, wodurch 
Verschleierungstaktiken von poten-

tiellen Straftätern von Anfang an er-
schwert würden. Das US-System 
bedinge umfangreiche Datensamm-
lungen und -abgleiche, was allerdings 
mit deutschem Datenschutzrecht un-
vereinbar sei, so dass die Bundesre-
publik keine solchen Schutzmaßnah-
men ergreifen könne. Die deutschen 
Behörden könnten sich folglich nur 
auf eine enge Zusammenarbeit mit 
ausländischen Dienststellen stützen 
und eigene Erkenntnisse blieben ver-
wehrt oder erschwert.

Im Landesinnern seien die Sicher-
heitsbehörden zur Abwehr von ter-
roristischen und extremistischen 
Gefahren gut vorbereitet. Ein wich-
tiger Schritt sei die Gründung des 
Gemeinsamen Abwehrzentrums ge-
gen Extremismus und Terrorismus 
gewesen, wo Bund und Länder ihre 
Anstrengungen zur Bekämpfung sol-
cher Gefahren bündeln. Die Sicher-
heitsbehörden würden auch außer-
halb dieses gemeinsamen Zentrums 
noch mehr und besser vernetzt. Ge-
meinsame und spezialisierte Dateien 
wie Anti-Terror-Datei, Anti-Rechts-ex-
tremismus-Datei und andere würden 
aufgebaut und gepfl egt. Auch wenn 
das Trennungsgebot eine Vermi-
schung der Sicherheitsbehörden vor-
schreibt, seien die Sicherheitsbehör-
den nicht an einer Zusammenarbeit 
gehindert, wenn es die Bedrohungs-
lage erfordere.

Rund 4.500 Salafi sten gäbe es in 
Deutschland. Selbstverständlich wä-
ren nicht alle Muslime und Angehö-
rige der salafi stischen Glaubensrich-
tung Terroristen. Allerdings hätten 
alle im Zusammenhang mit islamis-
tisch-religiösen Straftaten ermittelten 
Täter in irgendeiner Weise Kontakt 
mit den Salafi sten gehabt. 

Mit Vehemenz lehnte Dr. Friedrich 
Forderungen der Opposition nach 
Zulassung der doppelten Staatsbür-
gerschaft ab. Irgendwann müssten 
sich die Menschen für einen Staat 
bekennen und das sei auch zumut-
bar. Er berichtete von Bemühungen 
des türkischen Staates, auf seine in 
Deutschland wohnenden Staatsan-
gehörigen den Einfl uss zu behalten, 
sie damit an die Türkei zu binden 
und sie von Deutschland zu entfrem-
den. Das könne die Bundesrepub-
lik nicht wollen, weil das einer Inte-
gration entgegensteht, weshalb die 
doppelte Staatsbürgerschaft abzu-
lehnen sei.

Innenminister Dr. Friedrich berichte-
te, dass das Internet immer stärker 
zu Begehung von Straftaten genutzt 
werde. Offensichtlich führe das bei 
Deutschlands Bürgern noch nicht zur 
Beunruhigung. Das könne sich bald 
ändern, meinte Dr. Friedrich. Denn 
wegen der massenhaft begangenen 
Betrugsstraftaten mit gestohlenen 

von Jörg Frank, Erster Stadtrat LACDJ Hessen

Bedrohungslagen durch religiös motivierte Terrortaten und Internet-
kriminalität – Vortrag von Bundesinnenminister Dr. Hans-Peter Friedrich 
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Die Vorbeugung und Bekämpfung 
von Jugendkriminalität ist gesell-
schaftspolitisch von besonderer Be-
deutung. Wir können es uns zum 
einen nicht leisten, dass sich Jugend-
liche und junge Erwachsene ihre Zu-
kunft verbauen. Zum anderen dürfen 
wir es nicht zulassen, dass durch das 
Verhalten Einzelner die Lebensqua-
lität und der soziale Frieden im Ge-
meinwesen gefährdet werden. 

Die kriminologische Forschung geht 
davon aus, dass Verfehlungen im 
Jugendalter überwiegend episoden-
haft auftreten und mit dem Eintritt ins 
Erwachsenen- und Berufsleben be-
endet werden. Um der Verfestigung 
kriminellen Verhaltens bei jungen 
Menschen entgegen zu wirken, sind 
klare Grenzsetzungen und zeitnahe 
Reaktionen ebenso hilfreich wie kon-
krete Unterstützungsangebote insbe-
sondere der Jugendhilfe. 

Dies vor Augen erörterten Mitglie-
der des Rechts- und des Innenaus-
schusses im Hessischen Landtag im 
Oktober 2008 in einer gemeinsamen 
Sitzung mit Expertinnen und Exper-
ten mögliche Modellprojekte für Ju-
gendrechtshäuser bzw. zur Bekämp-
fung der Jugendkriminalität durch die 
Schaffung von Erziehungs- und Prä-
ventionszentren. Die Anhörung und 
insbesondere die Berichte von Ver-
tretern bereits bestehender Modell-
projekte haben mich seinerzeit in der 
Einschätzung bestärkt, dass die Ein-
richtung eines Hauses des Jugend-
rechts in Frankfurt sinnvoll ist. 

Nach intensiven Vorbereitungen star-
tete im Januar 2011 das Frankfurter 
Modellprojekt im Stadtteil Höchst und 
bewährte sich – nach einhelliger Mei-
nung aller beteiligten Institutionen 
– schnell in der Praxis. Welche As-
pekte waren und sind für den außer-
ordentlich erfreulichen Verlauf maß-
geblich?

Nach der Zusammenführung von 
Staatsanwaltschaft, Polizei und Ju-
gendgerichtshilfe unter einem Dach 
war es zunächst erforderlich, die 
Kommunikation und die Zusammen-
arbeit zwischen den im Haus tätigen 
Fachkräften zu entwickeln, zu fördern 
und zu sichern. Die Beteiligten be-
stätigen, dass dies ausgesprochen 
gut gelungen ist. Dafür war von be-
sonderer Bedeutung, dass es bei al-
len im Haus des Jugendrechts tätigen 
Fachkräften ein hohes Maß an Inter-
esse am Gelingen des Projektes und 
an persönlichem Engagement gab. 
Dies war eine gute Grundlage, um 
sich über gegen-seitige Hospitationen 
und in Hauskonferenzen die Informa-
tionen zu verschaffen, die für eine ver-
trauensvolle Zusammenarbeit wichtig 
sind und die den gegenseitigen Res-
pekt für die Profession und die Arbeit 
der Kooperationspartner fördern. 

Auf dieser Basis ließ sich auch das 
Anliegen realisieren, dass die jungen 
Menschen möglichst schnell eine Re-
aktion auf ihr delinquentes Verhalten 
erleben. So kann es beispielsweise 
sein, dass Jugendliche im Rahmen 
einer Vorladung bei der Polizei di-
rekt zur Jugendgerichtshilfe geschickt 
werden und dies noch bevor es ir-
gendein Schriftstück zum Vorgang 
gibt. Die Politik der kurzen Wege er-
möglicht der Jugendgerichtshilfe ei-
nen zeitnahen Kontakt zu den jungen 
Menschen, sodass der bestehende 
gesetzliche Auftrag sehr gut zu erfül-
len ist. Frühzeitige Gespräche mit den 
Betroffenen sind gute Voraussetzun-
gen, um beispielsweise den Bedarfe 
an konkreten Unterstützungs- und Hil-
femöglichkeiten zu klären. 

Entgegen anfänglicher Befürchtun-
gen von Experten stört das Miteinan-
der von Polizei, Staatsanwaltschaft 
und Jugendgerichtshilfe im Haus des 
Jugendrechts auch nicht das Vertrau-
ensverhältnis von den Jugendlichen 

zu den Sozialarbeiterinnen und So-
zialarbeitern. Sie nutzen ungeachtet 
der räumlichen Nähe zu Polizei und 
Staatsanwaltschaft die Angebote der 
Jugendgerichtshilfe. 80 bis 85 Prozent 
aller Angeschriebenen folgen der Ein-
ladung der Mitarbeiterinnen und Mit-
arbeiter. Es kommen sogar Jugend-
liche ohne Einladung ins Haus, um 
sich Informationen oder Rat zu holen. 
Der Begriff „Haus des Jugendrechts“ 
ist zweifelsohne bei den Jugendlichen 
und jungen Erwachsenen positiv be-
setzt.

Geglückt sind auch die Stärkung und 
der Ausbau der präventiven Arbeit im 
Haus des Jugendrechts. Beispiels-
weise wurden die Angebote des Tä-
ter-Opfer-Ausgleichs, die durch einen 
freien Träger der Jugendhilfe vorge-
halten werden, von Beginn an in das 
Haus des Jugendrechts eingebunden. 
Allein hierdurch konnte die Anzahl der 
Diversionsverfahren erheblich erhöht 
werden. Zahlreiche Fälle delinquenten 
Verhaltens von Jugendlichen konnten 
ohne Einleitung eines Gerichtsverfah-
rens bereits im Vorfeld abgeschlossen 
werden, weil es auf diesem Weg ge-
lang, zu einer für alle Seiten akzeptab-
len Schadensregulierung zu kommen. 
Die Möglichkeiten für eine möglichst 
zeitnahe Reaktion auf delinquentes 
Verhalten haben sich insgesamt al-
lein über die kurzen Wege und über 
die Zusammenarbeit zwischen den 
beteiligten Fachkräften merklich ver-
bessert. Das gilt auch für die Fälle, 
in denen jugendstrafrechtliche Ver-
fahren eröffnet werden mussten. Die 
Verfahrensdauer konnte erheblich re-
duziert werden. Dies war zuvor durch 
lange Postwege, Zuständigkeitsklä-
rungen nur in Einzelfällen und mit 
erheblich mehr Aufwand möglich. 
Als sinnvoll erwies sich schließlich 
auch die Vernetzung mit Jugendhil-
feangeboten und sozialen Einrich-
tungen aus dem Einzugsbereich 
des Haus des Jugendrechts. Über 

von Stadträtin Prof. Dr. Daniela Birkenfeld,
Dezernentin für Soziales, Senioren, Jugend und Recht der Stadt Frankfurt am Main
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die in diesem Zusammenhang auf-
gebaute Kooperation mit Einsatz-
stellen wie Sportvereinen und Ju-
gendhäusern können gerichtlich 
verfügte Arbeitsweisungen in weit-
aus besserer Qualität durch die Ju-
gendgerichtshilfe orgnisiert und be-
gleitet weden. Praxis ist außerdem, 
dass Jugendliche ohne Aubildung 
oder ohne Arbeit auf kurzem Weg zum 

Jobcenter begleitet werden. Auch die 
Wege zur Schuldnerberatung sind 
bemerkenwert kurz; eine Erstbera-
tung fi ndet im Haus des Jugendrechts 
statt. Die Fachkräfte können durch 
die Vernetzung auf ein breites Hilfs- 
und Unterstützungsangebot zurück-
greifen, das zur Stabilisierung der 
Jugendlichen beiträgt. 

Aufgrund der insgesamt sehr gu-
ten Erfahrung mit dem Haus des 
Jugendrechts im Frankfurter Stadt-
teil Höchst planen das Land Hes-
sen und die Stadt Frankfurt nun 
die Einrichtung eines zweiten 
Hauses des Jugendrechts im Nor-
den Frankfurts. Die Eröffnung wird 
voraussichtlich noch in diesem Jahr 
erfolgen. 

Eindringlich plädierte Dr. Heiner Geiß-
ler während eines Vortrags im Rah-
men der Mitgliederversammlung des 
BACDJ im Berliner Konrad-Adenau-
er-Haus für mehr Bürgerbeteiligung 
bei Großprojekten. Er forderte die 
CDU auf, die Bürgerbeteiligung nicht 
abzuwehren, sondern die Chance zu 
ergreifen und zu agieren statt zu re-
agieren. Hier läge noch ein großes 
Wählerpotential das erschlossen und 
insbesondere den Grünen weggenom-
men werden könne.

Als Mediator beim Projekt Stuttgart 
21 erfuhr Dr. Geißler sehr unmittel-
bar, wie Großprojekte auf den erbit-
terten Widerstand der Bevölkerung 
stoßen können. Dieses Projekt diente 
Dr. Geißler als anschauliches Beispiel, 
um seine Vorstellungen für eine Bür-
gerbeteiligung – und damit zur Über-
zeugung von Wählern – darzulegen. 
Dr. Geißler setzte bei der für alle sicht-
baren Entwicklung an, dass Großpro-
jekte in Deutschland immer öfter auf 
großen Widerstand der Bevölkerung 
stoßen. Er stellte fest, dass es bei 
Großprojekten in der Sache selbst nie 
Kompromisse gäbe, denn die Interes-
senkonfl ikte lägen in den Menschen 
selbst. Eine Demokratie böte den Vor-
teil, dass Interessenkonfl ikte, die man 
nicht aufzulösen vermag, doch mitein-
ander versöhnt werden könnten. Dafür 
sei ein faires Verfahren notwendig, um 
die Akzeptanz von Entscheidungen 
herbeizuführen. Die bisher gebräuch-
lichen Planfeststellungsverfahren sei-
en zur Erreichung von Akzeptanz un-

geeignet, meinte Dr. Geißler unter 
Berufung auf seine Erfahrungen als 
Mediator bei Stuttgart 21. Denn die 
herkömmlichen Planfeststellungsver-
fahren seien zu langwierig, zu um-
ständlich, die Anhörungsverfahren mit 
der Auslegung der Planfeststellungs-
unterlagen böten keine wirklichen Er-
örterungsmöglichkeiten und in man-
chen Fällen sei sogar der Rechtsweg 
verkürzt. Ein weiterer großer Nachteil 
bei den herkömmlichen Planfeststel-
lungsverfahren läge darin, dass die 
Verwaltung schon fertige Planungen 
zur Veröffentlichung vorläge. Es wer-
de so getan, als seien die vorgeleg-
ten Pläne alternativlos, wodurch von 
vorneherein bestimmte Interessen 
ausgeblendet würden. Deshalb sei 
die Anhörung in solchen Planfeststel-
lungsverfahren für ihn keine wirkliche 
Beteiligung, meine Dr. Geißler.

Unter Auswertung der gravierenden 
Kommunikationsfehler beim Projekt 
Stuttgart 21 spricht sich Dr. Geißler 
für eine ausgiebige Informationspha-
se, einen „Faktencheck“ (Geißler) 
als ersten Schritt einer Bürgerbeteili-
gung aus. „Alle an einen Tisch – alles 
auf den Tisch“, sollte dabei das Mot-
to sein. Wichtig sei die Begegnung al-
ler Akteure aus Politik und Verwaltung 
mit den Bürgern auf Augenhöhe. Nur 
so sei sichergestellt, dass die Gegen-
argumente auch wirklich wahrgenom-
men und als solche anerkannt würden. 
Ganz wichtig wäre es nach den Erfah-
rungen von Dr. Geißler, dass zu jeder 
Planung echte Alternativen entwickelt 

würden, über die umfassend informiert 
werden müsste und worüber auch ehr-
lich zu entscheiden wäre. 

Allgemeingültige, feste Regeln, wer 
Betroffener sei und deshalb betei-
ligt werden müsse, gibt es nicht. Das 
wurde in der anschließenden Diskus-
sion herausgearbeitet. Das müssten 
die Parlamente in Abhängigkeit der 
anstehenden Projekt und der kon-
kreten Fragestellungen im Einzel-
fall festlegen, meinte Dr. Geißler. Er 
nannte ein Beispiel, das sich aus den 
Erfahrungen aus dem Projekt Stutt-
gart 21 ergab: Beim Bürgerentscheid 
seien alle Baden-Württemberger und 
nicht nur die Stuttgarter befragt wor-
den. Denn es war zu entscheiden, 
ob sich das Land fi nanziell am Pro-
jekt beteiligen solle. Damit waren 
alle Bürger des Landes betroffen und 
deshalb auch zu befragen gewesen. 
In der Diskussion wurde noch her-
ausgearbeitet, dass die verschiede-
nen Verwaltungsebenen von Bund, 
Land und Kommunen entsprechend 
unterschiedliche Formen der Be-
teiligung entwickeln müssen. Auch 
wurde daran erinnert, dass es auf 
kommunaler Ebene sehr ausgefeilte 
Bürgerbeteiligungsverfahren durch 
die Bürgerbegehren und die Bürge-
rentscheide (z.B. in Hessen) gäbe. 
Außerdem war die Hessen-CDU 
schon sehr erfolgreich bei einem 
großen Bürgerbeteiligungsverfahren, 
nämlich dem 10jährigen Mediations-
verfahren zum Ausbau des Frankfur-
ter Flughafens. 

von Jörg Frank, Erster Stadtrat von Bad Vilbel

„Alle an einen Tisch – alles auf den Tisch“: Die Gedanken 
Heiner Geißlers für bessere Bürgerbeteiligung



Personalien
Nach seiner Wahl durch den Hes-
sischen Landtag wurde Dr. Walter 
Wallmann mit Wirkung zum 01. Juli 
2013 von Ministerpräsident Bouffi er 
in einem Festakt am 28. Juni 2013 
offi ziell in sein Amt als neuer Präsi-
dent des Hessischen Rechnungshofs 
eingeführt.

Dr. Wilhelm Kanther wurde neuer 
Leiter der Rechtsabteilung im Minis-
terium des Innern und für Sport und 
Landeswahlleiter.

Justiz:
14. August 2013: In einer Feierstun-
de wurde der bisherige Leiter der 
Justizvollzugsanstalt Butzbach, Jörg 
Peter Linke, verabschiedet. Gleich-
zeitig wurde der neue Leiter der JVA, 

Eugen Martz, offi ziell ins Amt einge-
führt.

Mit Wirkung zum 1. Juni 2013 wurde 
Frau Gabriele Jörchel zur neuen 
Präsidentin des Landesarbeitsge-
richts Frankfurt am Main ernannt. 

Am 15. Mai 2013 wurde der neue 
Präsident des Amtsgerichts Gießen, 
Dr. Frank Oehm, ins Amt einge-
führt. Der bisherige Präsident, Martin 
Blanke, ist mittlerweile Präsident des 
Amtsgerichts Wiesbaden.

Mit Wirkung zum 1. Mai 2013 wurde 
Leitender Oberstaatsanwalt Horst 
Streiff neuer Leiter der Staatsanwalt-
schaft Kassel.

21. März 2013: Der Richter am Hes-
sischen Landessozialgericht, Dr. Dirk 
Bieresborn, wurde zum Richter am 
Bundessozialgericht in Kassel ge-
wählt.

04. Februar 2013: Leitender Ober-
staatsanwalt Peter Gast wurde in 
den Ruhestand verabschiedet, sein 
Nachfolger, Dr. Michael Bolowich, 
ins Amt eingeführt.

01. Februar 2013: Der bisherige 
Präsident des Verwaltungsgerichts 
Frankfurt am Main, Professor Dr. 
Roland Fritz, tritt in den Ruhestand, 
der bisherige Präsident des Verwal-
tungsgerichts Gießen, Dr. Rainald 
Gerster, wurde ins Amt eingeführt.
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Mit Urteil vom 21. Mai 2013 – P.St. 
2361 – wurde das Finanzausgleichs-
änderungsgesetz 2011 in wesentli-
chen Teilen für unvereinbar mit der 
Hessischen Verfassung erklärt. Der 
Staatsgerichtshof hat dem Gesetzge-
ber aufgegeben, spätestens für das 
Ausgleichsjahr 2016 den kommuna-
len Finanzausgleich neu zu regeln.

Leitsätze zum Beschluss 
vom 13. März 2013 – P.St. 2344 – 

1. In einem konkreten Normenkontroll-
verfahren kann der Staatsgerichtshof 
das vorlegende Gericht auf Bedenken 
an der Zulässigkeit einer Vorlage hin-
weisen oder ihm die Stellungnahmen 

der Äußerungsberechtigten übermit-
teln und ihm da-durch die Möglichkeit 
zur Ergänzung oder Rücknahme des 
Vorlagebeschlusses geben. 

2. Die Berechtigung des vorlegenden 
Gerichts, seinen Vorlagebeschluss 
bis zu der Entscheidung des Staats-
gerichtshofes abzuändern, ist nicht 
auf die Fälle beschränkt, in denen 
sich die Sach- und Rechtslage nach 
Erlass des ursprünglichen Ausset-
zungs- und Vorlagebeschlusses ge-
ändert hat. 

3. Sieht das einschlägige Verfahrens-
recht grundsätzlich eine mündliche 
Verhandlung vor, muss das Fachge-

richt vor einer Vorlage grundsätzlich 
mündlich verhandeln. Dieses Erfor-
dernis gilt auch dann, wenn das Fach-
gericht seine Vorlage nachträglich 
korrigiert oder ergänzt. Entbehrlich 
ist eine mündliche Verhandlung vor 
einer Vorlage dann, wenn schon vor 
der mündlichen Verhandlung die Ent-
scheidungserheblichkeit der betref-
fenden Norm mit Sicherheit feststeht. 

4. Vor einer Vorlage muss ein Ge-
richt, sofern eine verfassungskonfor-
me Auslegung in Betracht kommt, die-
se Möglichkeit prüfen und vertretbar 
begründen, weshalb eine verfas-
sungskonforme Auslegung ausge-
schlossen ist. 

Kreditkartendaten oder durch rechts-
widrig erlangte persönliche Daten 
sei der dadurch entstandene Scha-
den so immens geworden, dass sich 
Versicherungen und Banken künftig 
weigern könnten, die Missbrauchs-
schäden zu regulieren und auszuglei-
chen. Dann müssten die Betrogenen 
für die Schäden selbst aufkommen, 
so dass insgesamt die Betroffen-
heit und die Sensibiliät gegenüber 
Internetstraftaten bei den Bürgern 

steigen werde. Dadurch erhöhe sich 
der politische Druck, die Vorratsda-
tenspeicherung wieder einzuführen 
und auszuweiten. Denn nur so seien 
die Internetbetrüger zu ermitteln und 
könnten zum Schadenersatz heran-
gezogen werden. Nicht nur zur Be-
gehung von Betrugsstraftaten würde 
das Internet vermehrt genutzt, son-
dern es sei auch ein Ort der Radika-
lisierung von extremistischen Straftä-
tern. Über dieses Medium vernetzen 

sich solche Täter und tauschten sich 
aus. 

Um Kompetenzen zu bündeln und 
Fachleute herauszubilden sei beim 
Bundeskriminalamt eine neue Abtei-
lung Internetkriminalität gegründet 
worden. In Verbindung mit dem Bun-
desamt für Sicherheit in der Informa-
tionstechnik sei Deutschland für die 
Verbrechensbekämpfung im Internt 
gut gerüstet. 
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